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ungenügende Informationen 
über ihr Endlager in Morsle-
ben. Wir haben versucht, mehr 
zu erfahren, indem wir ir-
gendwelche Geologen auf Ta-
gungen ausgefragt haben, ost-
zonale Geologen. Wie sieht 
denn das mit Morsleben aus? 

Da hörten wir immer: Das ist 
schwierig, bergmännisch ge-
fährlich.
Daraufhin sagte Dr. Albrecht: 
„Jetzt haben wir dieses Mors-
leben direkt an der Zonen-
grenze. Wenn das mal absäuft, 
dann haben wir im Helmsted-

ter Raum die verseuchten 
Wässer. Ich möchte jetzt die 
Ostzonalen mal richtig ärgern, 
nehmen wir Gorleben als Ge-
gengewicht. Mal sehen, was 
herauskommt.“ Ich fragte 
noch: Wie kommen Sie denn 
auf Gorleben? Daraufhin sagte 

Dr. Albrecht: „Ich kenne ei-
nen pensionierten Bergwerks-
direktor, der hat mir gesagt: 
Ein Salzstock an der Zonen-
grenze? Na, dann nehmen Sie 
doch Gorleben.“ So kam die 
Entscheidung für den Standort 
Gorleben zustande. 

Die Schwachstellenliste des 
Siedewasserreaktors Bruns-
büttel, die die Ergebnisse ei-
ner seit dem Sommer 2001 ab-
geschlossenen Sicherheits-
überprüfung zusammenfaßt, 
soll weiter geheim bleiben.
Das entschied am 13. Februar 
2007 das Verwaltungsgericht 
Schleswig (Az.: 12 B 85/06). 
Die Deutsche Umwelthilfe 
e.V. (DUH) hat dagegen Be-
schwerde beim Oberverwal-
tungsgericht Schleswig ein-
gelegt, um doch noch Zugang 
zu der von Vattenfall Europe 
und dem schleswig-holsteini-
schen Sozialministerium unter 
Verschluß gehaltenen Liste 
mit „hunderten offener
Punkte“ zu erhalten.

„Ein halbes Jahr, nachdem die 
Deutsche Umwelthilfe auf 
Grundlage der Umweltinfor-
mationsrichtlinie der EU Aus-
kunft über den Sicherheitszu-
stand des Altreaktors Bruns-
büttel verlangt hat, geht es 
jetzt vor dem Oberverwal-
tungsgericht um die grund-
sätzliche Klärung zweier Fra-
gen. Erstens: Warum sind 
hunderte offener Punkte bei 
einem über 30 Jahre alten Re-
aktor fünfeinhalb Jahre nach 
einer Sicherheitsprüfung im-
mer noch offen und wie gra-
vierend sind die Sicherheits-
defizite in Brunsbüttel? 
Zweitens: Ist es Vattenfall Eu-
rope in Deutschland möglich, 
das europäische und deutsche 

Umweltinformationsrecht 
durch eine einfache, noch 
dazu inhaltlich in keinem 
Schriftsatz begründete Klage 
ad absurdum zu führen“, sagte 
DUH-Bundesgeschäftsführer 
Rainer Baake.
Hintergrund der Auseinander-
setzung ist eine inzwischen 
fünfeinhalb Jahre zurücklie-
gende, im Atomgesetz vorge-
schriebene Sicherheitsüber-
prüfung des umstrittenen Sie-
dewasserreaktors an der Elbe. 
Im Verlauf der Untersuchung 
hatten sich nach dem Einge-
ständnis der für die Sicherheit 
der Atomkraftwerke in 
Schleswig-Holstein zuständi-
gen Ministerin Gitta Trauer-
nicht (SPD) hunderte offene 
Punkte ergeben, die bis heute 
nicht geklärt sind. Seit Ende 
August 2006 verlangt die 
DUH die Herausgabe der Li-
ste und beruft sich dabei auf 
die EU-Umweltinformations-
richtlinie, in deren Begrün-
dung ausdrücklich festgelegt 
ist, daß die Informationen „so 
rasch wie möglich und inner-
halb einer angemessenen Frist 
zugänglich gemacht“ werden 
müssen.
Ministerin Trauernicht hatte 
dem DUH-Antrag Anfang 
November 2006 zwar grund-
sätzlich zugestimmt, sich aber 
nach einer Klage des Bruns-
büttel-Betreibers Vattenfall 
Europe geweigert, die sofor-
tige Vollziehung der Akten-

herausgabe anzuordnen. Nach 
früheren Erfahrungen kann 
das im Ergebnis eine jahre-
lange Verzögerung bedeuten, 
die sogar über das vorgese-
hene Stilllegungsdatum des 
Brunsbüttel-Reaktors Anfang 
2009 hinausreichen würde. 
„Zum dreißigsten Geburtstag 
des Meilers hat Vattenfall Eu-
rope-Chef vor ein paar Tagen 
angekündigt, den Reaktor län-
ger betreiben zu wollen als 
vorgesehen. Das Ansinnen an 
sich ist schon eine Unverfro-
renheit vor dem Hintergrund 
der bekannten Sicherheitsdefi-
zite im Notstromsystem, nach 
schweren Störfällen wie der 
zwei Monate lang nicht über-
prüften schweren Wasser-
stoffexplosion im Dezember 
2001 und aufsummiert mehr 
als zehn Jahren Stillstand die-
ses Pannenreaktors. Die Tat-
sache, daß Sicherheitsdefizite 
fünfeinhalb Jahre unter den 
Augen der Kieler Atomauf-
sicht ungeklärt geblieben sind 
und Vattenfall jetzt mit allen 
Mitteln versucht, die Mängel 
vor der Öffentlichkeit geheim 
zu halten, macht das Ansinnen 
zu einem beispiellosen Vor-
gang in der deutschen Reak-
torgeschichte“, sagte Cornelia 
Ziehm, Leiterin Verbraucher-
schutz und Recht der DUH. 
Ziehm erinnerte daran, daß 
über das schwedische Atom-
kraftwerk Forsmark, das im 
Sommer 2006 Schauplatz ei-
nes dramatischen Störfalls 
war, „fast täglich neue schau-
erliche Sicherheitsschlampe-
reien“ bekannt werden. So-
wohl in Forsmark als auch in 
Brunsbüttel heiße der verant-
wortliche Betreiber Vattenfall.
Die Deutsche Umwelthilfe 
vermutet, daß die Veröffentli-
chung und Klärung der Si-
cherheitsdefizite in Brunsbüt-
tel über Jahre hinausgezögert 

wurde, um Vattenfall teure 
Nachrüstinvestitionen vor der 
bevorstehenden Stilllegung 
des Meilers zu ersparen. Dazu 
passe auch die von leitenden 
Mitarbeitern in Brunsbüttel 
erklärte Bereitschaft, bei-
spielsweise die Sicherheits-
leittechnik des Reaktors dann 
– und anscheinend nur dann –
umfangreich nachzurüsten, 
wenn der Staat einer Laufzeit-
verlängerung von mehreren 
Jahren zustimme. Das sieht 
offenbar auch das Verwal-
tungsgericht Schleswig so 
ähnlich, indem es in seinem 
Beschluß erklärt, die geheim-
gehaltene Schwachstellenliste 
lasse möglicherweise „Rück-
schlüsse auf den Anlagen-
wert“ zu oder auf die „finan-
ziellen Mittel, die für eine 
eventuelle Nachrüstung not-
wendig sind.“ Dies seien rele-
vante Informationen für Vat-
tenfall-Konkurrenten, die des-
halb wie Geschäftsgeheim-
nisse geschützt werden müß-
ten. 

Atommüll-Lager

Bundesamt für 
Strahlenschutz 
warnt vor Atom-
müllimporten
Im Ausland „großes In-
teresse“ an Gorleben

Das Bundesamt für Strahlen-
schutz (BfS) hat sich gegen 
Pläne für ein EU-weites End-
lager ausgesprochen. Das Ri-
siko sei groß, daß die Sicher-
heitsstandards dann am Ende 
geringer sind als unsere eige-
nen, erklärte BfS-Präsident 
Wolfram König am 9. Februar 
2007 gegenüber Michael 

Atompolitik

Die Schwachstellenliste 
von Brunsbüttel soll 
vorerst Staatsgeheimnis 
bleiben


